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ZUSAMMENFASSUNG

In dieser Abhandlung geht es um den aktuellen Strukturwandel im dänischen Sys-
tem der beruflichen Bildung, ein System, das bislang ein duales System war, d. h.
das sich durch das alternierende Prinzip zwischen allgemeiner und beruflicher Bil-
dung ausgezeichnet hat. Der Strukturwandel kann als ein Paradigmenwechsel be-
schrieben werden, der im Vergleich zum dänischen System der beruflichen Bildung,
das 1999 mit dem Bertelsmann-Preis ausgezeichnet wurde, eine Verschlechterung
bedeutet. Der Paradigmenwechsel kann in gewisser Hinsicht auch als ein Rückschritt
bei der Verwirklichung der politischen Programme und Ziele wie z. B. der Lissa-
bon-Strategie gesehen werden.

Das alternierende Prinzip – zwischen allgemeiner 
und beruflicher Bildung

Die Politik im Bereich der beruflichen Erst- und Weiterbildung der letzten Jahr-
zehnte ist zu einem immer wichtigeren politischen Instrument innerhalb und
außerhalb des politischen Kontexts der Arbeitsmarktpolitik im Umgang mit Pro-
blemen in Verbindung mit globalen wirtschaftlichen Entwicklungen und den
Bemühungen, sich zu einer Lerngesellschaft zu entwickeln, geworden. Bei
der Diskussion über die Frage, wie spezielle Übergangsmechanismen für den
Einstieg in den Arbeitsmarkt geschaffen werden können, die dem Einzelnen,
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aber auch Unternehmen und der Gesellschaft allgemein zugute kommen, dreht
sich häufig alles um das Prinzip des Wechsels zwischen allgemeiner und be-
ruflicher Bildung („duales System“).

Dieses alternierende Prinzip gilt als einzigartiges Beispiel für einen Brü-
ckenschlag zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor und zwischen
Schule und Arbeit (Heinz, 2002; Ryan, 2004). Die berufliche Bildung ist in den
letzten Jahren Gegenstand eines wachsenden politischen und wissen-
schaftlichen Interesses geworden (Lave und Wenger, 1991; Heikkinen und
Sultana, 1997; Nielsen und Kvale, 2003). Der Grund für dieses zunehmen-
de Interesse liegt darin, dass bei Untersuchungen von Begriffen wie „Quali-
fikationen“, „Kompetenzen“ und „Lernen“ in der Regel versucht wurde, die-
se Begriffe im Zusammenhang mit Arbeit und dem Lernpotenzial, das dem
Erwerbsleben innewohnt, zu untersuchen und zu diskutieren, also insbesondere
etwas, das über ein rein institutionelles Verständnis hinausgeht.

Im dänischen Bildungssystem im Allgemeinen wurde der Aufbau der be-
ruflichen Bildung, also die Organisation der beruflichen Bildung für qualifizierte
Arbeitskräfte, häufig so dargestellt, als ob diese aufgrund ihrer spezifischen
Merkmale etwas ganz Besonderes darstellte. Damit ist einerseits gewährleistet,
dass die Ausbildung in bestimmten Berufen den Anforderungen des Ar-
beitsmarkts entspricht. Andererseits sind die Programme, die auf dem alter-
nierenden Prinzip beruhen, bei dem die Auszubildenden auch in der Produktion
der Betriebe mitarbeiten, realistisch und tragen den aktuellen und zukünfti-
gen Qualifikationsanforderungen Rechnung. 

Es ist allgemein bekannt, dass das dänische System der beruflichen Bil-
dung dem korporatistischen Lenkungsmodell des Wohlfahrtsstaates angehört,
das sich durch die Einbindung der Sozialpartner auf allen Stufen des Bil-
dungswesens auszeichnet. 

Die Interaktion zwischen den Akteuren des dänischen Systems der be-
ruflichen Bildung und die internationale Anerkennung des alternierenden Prin-
zips beruflicher Ausbildungsgänge haben unter anderem dazu geführt, dass
das dänische System der beruflichen Bildung 1999 mit dem renommierten deut-
schen Carl-Bertelsmann-Preis ausgezeichnet wurde. 

Der Carl-Bertelsmann-Preis wird für innovative Konzepte und nachah-
menswerte Lösungsansätze verliehen, und bei der Entscheidung für Däne-
mark hat die Jury besonders die Fähigkeit des dänischen Systems der be-
ruflichen Bildung hervorgehoben, sich ständig zu verbessern. Mit diesem Preis
kann Dänemark sich selbst dazu beglückwünschen, „das beste Berufsbil-
dungssystem der Welt“ zu besitzen. 

Doch trotz dieser Anerkennung wurden Anfang 2000 erste Anzeichen da-
für sichtbar, dass eine Abkehr von der traditionellen Sichtweise auf das dä-
nische System der beruflichen Bildung und dessen alternierendes Prinzip des
Wechsels der Ausbildung zwischen Theorie und Praxis im Gange war. 
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2003 wurde diese Abkehr im Zusammenhang mit einem politischen Kom-
promiss spürbar und führte unter anderem dazu, dass der Dänische Ausschuss
der Wirtschaftsberater in einem im Herbst 2003 erschienenen Bericht seiner
Besorgnis Ausdruck verlieh. Bevor wir näher auf diese Besorgnis bezüglich
der künftigen Entwicklung des Systems der beruflichen Bildung eingehen, müs-
sen wir zunächst einen Schritt zurück machen und in groben Zügen auf die
unterschiedlichen, gegensätzlichen Interessen eingehen, um besser verste-
hen zu können, wie und weshalb Dänemark den Bertelsmann-Preis gewin-
nen konnte. 

Von den Angehörigen derselben Gewerke 
zu getrennten Berufsgruppen

Die Wurzeln der Lehrlingsausbildung bzw. die Tradition, als Lehrling unter
einem Meister zu dienen, reichen bis ins Mittelalter zurück, als die berufli-
che Bildung noch von den Zünften geregelt und reguliert wurde (Jespersen,
2003).

In den Jahren 1860 bis 1880 wurde die dänische Lehrlingsausbildung von
einer schweren Krise geschüttelt, die durch das Gesetz über die Handelsfreiheit
1857 und die Liberalisierung von Lehrverträgen ausgelöst worden war, wel-
che damals in privatrechtliche Verträge umgewandelt wurden. Diese Änderung
war mit schwerwiegenden Folgen für die Qualität der Lehrlingsausbildung ver-
bunden. Sie stellte eine Bedrohung für die quantitativen und qualitativen As-
pekte sowohl der Lehrlingsausbildung als auch der Nachfrage nach qualifizierten
Handwerkern dar. Die Liberalisierung brachte Nachwuchsprobleme in den ein-
zelnen Gewerken mit sich (Sørensen, 1988; Sigurjonsson, 2003).

Selbstverwaltung der Gewerke und Regulierung von Quantität und
Qualität der Berufsbildungsprogramme 
Anfang der 1900er Jahre wurde die Stimme der Gewerkschaftsbewegung in
den Gremien der Berufsschulen immer lauter, denn die Gewerkschaften be-
fassten sich ernsthaft mit den Ausbildungsbedingungen in den Betrieben und
erklärten den theoretischen und fachlichen Unterricht zu einer zusätzlichen
Pflichtveranstaltung der Lehrlingsausbildung. Damit war der Weg offen, um
die Lehrlingsausbildung in ein kooperatives Projekt für die Sozialpartner um-
zuwandeln, da Gewerkschaften und Arbeitgeber die Lehrlingsausbildung aus
Sicht einer quantitativen und qualitativen Kontrolle als eine gemeinsame Auf-
gabe ansahen. Diese Zusammenarbeit hat sich zunehmend institutionalisiert
und hat zum Gesetz über das Lehrlingswesen aus dem Jahr 1937 geführt,
mit dem diese Form der Zusammenarbeit auf alle Berufe ausgedehnt wurde
(Sørensen, 1988; Lassen, 2002).
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Anfang der 1950er Jahre traten in der beruflichen Bildung mit einer Rei-
he von staatlichen Initiativen, mit denen der Arbeitsmarkt auf die erwartete
rasche technische und industrielle Entwicklung vorbereitet werden sollte, Ver-
änderungen ein. Mit der Begründung, dass die Betriebe zu wenig Lehrlinge
ausbildeten, wurde versucht, das Gesetz über das Lehrlingswesen 1956 vor-
zubereiten, um die Ausbildung von Lehrlingen für Betriebe attraktiver zu ma-
chen. Die weitreichendsten Änderungen im Gesetz von 1956 bezogen sich
auf den schulischen Part der Lehrlingsausbildung. So war im neuen Gesetz
geregelt, dass alle Gewerke über einen Zeitraum von acht Jahren anstatt der
Abendschulen tagsüber Schulunterricht anbieten mussten. Dies bedeutete,
dass der schulische Teil neben der betrieblichen Ausbildung immer unab-
hängiger wurde, wobei er weiterhin der „Selbstverwaltung der Gewerke“ unter-
stand (Mathiesen, 1976; Sørensen, 1977, 1988).

Die Achillesferse des Berufsbildungssystems – 
das Nachwuchsproblem
Ende der 1960er Jahre begann das Angebot an Lehrlingen zu stagnieren.
Gleichzeitig wurde auf Seiten der Lehrlinge Kritik am System laut, die von den
Gewerkschaften weitgehend mitgetragen wurde und bei den Arbeitgebern teil-
weise auch auf Verständnis stieß (Mathiesen, 1976, 1979; Sørensen, 1977,
1988).

Aufgrund dieser Kritik wurde ein Reformausschuss eingesetzt, der ein neu-
es Modell namens EFG-System (1) (System der beruflichen Erstausbildung)
erarbeitete. Ziel des EFG bestand darin, dass jede Lehrlingsausbildung mit
einem Jahr schulischen Vollzeitunterrichts beginnen sollte, gefolgt von zwei
oder drei Jahren praktischer Ausbildung in einem Betrieb. Die meisten poli-
tischen Parteien waren vom neuen Modell der beruflichen Bildung, das noch
bis in die 1970er Jahre parallel zum „alten“ Lehrlingsausbildungsmodell exis-
tierte, begeistert. Zuvor war es weder klar noch statistisch nachweisbar, wie
viele potenzielle Lehrlinge vergeblich nach einem Ausbildungsplatz gesucht
oder wie viele Arbeitgeber vergeblich Lehrstellen angeboten hatten (Mathiesen,
1976, 1979; Sørensen, 1977, 1988). Diese Probleme wurden erst mit der Ein-
führung des EFG-Systems offenkundig. Allmählich wurden die Zahlen registriert
und Statistiken erstellt. Dies ebnete den Weg dafür, dass die berufliche Bil-
dung zu einem wichtigen Punkt auf der politischen Tagesordnung wurde. 

Ab dem Ende der 1970er bis spät in die 1980er Jahre hinein versuchten
Politiker, die berufliche Bildung attraktiver zu gestalten, indem sie Betrieben,
die sich bereit erklärten, zusätzliche Lehrstellen anzubieten, zusätzliche Sub-
ventionen gewährten. Allgemein haben das politische System und die Ar-
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(1) Erhvervsfaglig grunduddannelse – übersetzt: berufliche Erstausbildung, doch im Dänischen
wird der Begriff abgekürzt mit EFG.
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beitsmarktorganisationen verschiedene Maßnahmen ergriffen, um die Pro-
bleme zu lösen, doch trotz all dieser Bemühungen blieb die Zahl der Lehr-
stellen weiterhin unzureichend (Sørensen, 1987).

Das System der berufspraktischen Ausbildung an der Schule
Aufgrund des Lehrstellenmangels blieben viele Jugendliche nach dem ers-
ten Jahr der schulischen Ausbildung in ihrer Lehre ihrem Schicksal überlassen.
Anfang der 1990er Jahre wurde mit einem neuen Gesetz ein berufsprakti-
sches Ausbildungssystem an der Schule eingeführt, welches diesen Ju-
gendlichen die Gewähr bot, ihre Lehre zu Ende führen zu können – die so
genannte Jugendausbildungsgarantie (Undervisningsministeriet, 2002a). In-
folgedessen war in Dänemark – neben dem üblichen dualen Lehrlingsaus-
bildungssystem – die Möglichkeit der Teilnahme an einer berufspraktischen
Ausbildung an der Schule (SPT – school-based practical training) gegeben,
ein „Rettungsanker“ für Jugendliche, die keine Lehrstelle fanden. Das SPT-
System wurde durch einen Rückerstattungsmechanismus für Arbeitgeber,
die Lehrlinge ausbildeten, finanziert, der auf Dänisch die Bezeichnung AER
(Arbejdsgivernes Elevrefusion) (2) trägt. 

Während dieser berufspraktischen Ausbildung an der Schule sind Lehr-
linge – und rechtlich gesehen sind sie Lehrlinge – verpflichtet, sich weiterhin
nach einem „normalen“ Lehrvertrag umzusehen. Vielen ist dies auch geglückt,
und einige haben die Hälfte ihrer Lehrlingsausbildung mit dieser „schulischen“
praktischen Ausbildung verbracht und die andere Hälfte bei einer praktischen
Ausbildung als Arbeitnehmer in einem Betrieb im Rahmen eines Lehrvertrags. 

Die Ausbildungsdauer und die Lehrpläne der berufspraktischen Ausbildung
an der Schule sind dieselben wie bei einer Lehrausbildung im Rahmen eines
normalen Vertrags.

Trotz der Einrichtung des Systems der berufspraktischen Ausbildung an
der Schule wurde es in den 1990er Jahren erforderlich, verschiedene stra-
tegische Instrumente einzusetzen, um zu versuchen, dem Mangel an Lehr-
stellen entgegenzuwirken. Dabei kamen insbesondere Überzeugungs- oder
Motivationsprogramme zum Einsatz, jedoch ohne nennenswerten Erfolg. In
der Zeit von 1993 bis 1996 stieg die Zahl der normalen Lehrverträge von rund

(2)  Das Rückerstattungssystem für Arbeitgeber (AER) sorgt für mehr berufspraktische Ausbil-
dungsverträge innerhalb des Systems der beruflichen Bildung. Öffentliche und private Ar-
beitgeber zahlen Beiträge in das AER ein, und Arbeitgeber, Auszubildende, Schulen und ört-
liche Ausbildungsausschüsse können eine finanzielle Unterstützung bekommen, wenn sie
Lehrlinge ausbilden. 1977 hat das dänische Parlament das AER als unabhängige Einrich-
tung eingeführt. Das AER wird von einem Gremium verwaltet, dem die Sozialpartner angehören.
Rund 90 000 Arbeitgeber zahlen in das AER ein. Wenn Arbeitgeber sowohl im öffentlichen
als auch im privaten Sektor Lehrstellen anbieten und dafür Subventionen aus dem AER be-
ziehen, müssen sie allerdings auch mit Kosten rechnen, die ihnen aufgrund der Ausbildung
entstehen. AER unterstützt die Regierung durch die Verwaltung der Verträge und sorgt da-
für, dass mehr Ausbildungsverträge mit den Arbeitgebern geschlossen werden können.
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34 000 auf etwa 38 000 an, ging jedoch seither auf 31 000 im Jahr 2000 zu-
rück. Infolgedessen ist die Zahl der Verträge über eine berufspraktische Aus-
bildung an der Schule im gleichen Zeitraum von rund 3 700 1993 auf 7000
im Jahr 2003 stark gestiegen, da die Zahl der normalen Verträge auf 26 000
sank. Und all dies geschah trotz einer dreiseitigen Vereinbarung zwischen der
damaligen sozialdemokratisch geführten Koalitionsregierung, dem däni-
schen Gewerkschaftsbund und dem dänischen Arbeitgeberverband, die 2000
geschlossen wurde mit dem Ziel, mindestens 36 000 normale Lehrverträge
bis 2004 sicherzustellen (Undervisningsministeriet, 2000). In nachstehender
Tabelle 1 wird das Problem aus statistischer Sicht dargestellt.

Tabelle 1

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Abgeschlossene 
34 094 36 734 39 600 38 274 31 228 34 512 31 285 31 007 28 954 27 667 26 476Verträge

**Gesamtheit der 
Suchenden 10 516 9 298 7 600 7 346 7 227 7 900 * 7 387 9 733 10 076 10 771

Gesamtheit SPT 3 700 3 880 3 304 2 957 3 265 3 444 * 5 791 6 125 6 235 7 562

Quelle: Undervisningsministeriet [Bildungsministerium], 2000; Undervisningsministeriet [Bildungsministerium], 2004a.

* Aufgrund einer Umstellung der Register von einem IT-System auf ein anderes IT-System liegen keine stichhaltigen Daten über 
die Grundgesamtheit der Suchenden und die SKP-Grundgesamtheit vor. 

** In der Grundgesamtheit der Suchenden ist die SKP-Grundgesamtheit enthalten.

Auch in den Jahren 1995 bis 2003 fand eine signifikante Verschiebung in
der Verteilung der Ströme im System der beruflichen Bildung statt:

Tabelle 2

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Normal 94 % 92 % 86 % 82 % 78 % 76 % 74 % 73 % 72 %

Erwachsene Auszubildende 1 % 1 % 4 % 10 % 10 % 9 % 10 % 10 % 7 %

SPT 5 % 6 % 9 % 9 % 12 % 14 % 16 % 17 % 21 %

Gesamt 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %

Quelle: AER, “Frafald på erhvervsuddannelsernes hovedforløb”, 2004.
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Aus Tabelle 2 wird ersichtlich, dass 5 % der Auszubildenden ihre Aus-
bildung 1995 in Form einer berufspraktischen Ausbildung an der Schule (SPT)
begannen, eine Zahl, die im Laufe des Berichtszeitraums auf 21 % der Ge-
samtstroms 2003 anstieg. Auch die Zahl der erwachsenen Auszubildenden,
die einen Ausbildungsvertrag abgeschlossen hatten und mit ihrer Ausbildung
begannen, stieg in diesem Zeitraum. Aus früheren Analysen geht hervor,
dass die Zahl der erwachsenen Auszubildenden nicht von arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen, sondern von den Teilnahmebedingungen beein-
flusst wurde, insbesondere von den Zuschüssen der öffentlichen Arbeits-
verwaltung (AER, 2004).

Individualisierung der Berufsbildungspolitik 
In den 1990er Jahren wurden im Bereich der beruflichen Bildung viele Re-
formen durchgeführt, in deren Mittelpunkt zunehmend die Individualisierung
stand; dies gilt insbesondere für die Reform 2000. Ziel dieser Reform war es,
das System der beruflichen Bildung attraktiver und das System sowie indi-
viduelle Programme weniger restriktiv zu gestalten; dabei ging man von zwei
Prinzipien aus: eine vereinfachte Struktur und mehr Flexibilität für die Pro-
gramme (Undervisningsministeriet, 1999).

Inmitten des Reformprozesses 2000 wurde Dänemark mit dem Bertels-
mann-Preis ausgezeichnet, und das dänische System der beruflichen Bildung
wurde international als „das beste der Welt“ anerkannt. Doch schon gab es
für die Protagonisten im Bildungsbereich aufgrund einer Reihe von Umstän-
den Anlass zur Sorge. Dazu zählten ein Rückgang der Zahl der Lehrverträ-
ge, ein Anstieg der Abbrecherquote, wachsende Zahlen von Auszubildenden,
die an der berufspraktischen Ausbildung an der Schule teilnahmen, ein Rück-
gang der Bewerber für die Programme und enttäuschende Zahlen von Lehr-
lingen, die nach Abschluss ihrer beruflichen Erstausbildung noch an einer
Weiterbildungsmaßnahme teilnahmen. 

Aufgrund des Lehrstellenmangels und der hohen Abbrecherquote wurden
im Jahr 2000 Versuche gestartet, diesem Problem in Form einer dreiseitigen
Vereinbarung entgegenzuwirken, allerdings ohne großen Erfolg. 2002 wur-
de vom politischen System ein weiterer Versuch unternommen, die Proble-
me in den Griff zu bekommen. Dabei wurde auch eine Gesetzesvorlage aus-
gearbeitet, um in allen Berufsbildungsgängen „Vereinfachung und erhöhte Fle-
xibilität“ zu fördern. Diese Gesetzesvorlage ging auf eine Abmachung der Mit-
te-Rechts-Regierung im Jahr 2002 mit dem dänischen Gewerkschaftsbund
und dem dänischen Arbeitgeberverband zum Thema berufliche Bildung so-
wie auf einen Haushaltskompromiss zurück, den die Minderheitsregierung mit
zwei kleineren Parteien ausgehandelt hatte. Die Gesetzesvorlage löste Be-
sorgnis und Proteste auf Seiten der Arbeitnehmerorganisationen, der Leh-
rerverbände, der regionalen Beschäftigungsräte, der Einrichtungen der be-
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ruflichen Bildung, der Berufsausschüsse und der Vertretungsorgane der Aus-
zubildenden aus. 

Modernisierung des alternierenden Prinzips 
in Berufsbildungsgängen

Der Haushalt 2003 wurde zwischen der Minderheitsregierung und zwei an-
deren liberalen Parteien vereinbart, um allgemeine Verbesserungen im Bil-
dungssystem zu erzielen. Aufgrund dieser Vereinbarung hat die Regierung
im Juni 2002 einen Bericht vorgelegt, der einen „Aktionsplan für eine bessere
Ausbildung“ umfasste. Dieser Aktionsplan sah speziell im Zusammenhang mit
der beruflichen Bildung vor, dass das alternierende Prinzip erneut bewertet
und überdacht und die Anforderungen an die Dauer der Ausbildungsgänge
und an die Lehrstellen weniger restriktiv gehandhabt werden sollten (Un-
dervisningsministeriet, 2002a).

Vor der offiziellen Vorlage dieses Aktionsplans hatte ein Ausschuss, dem
Vertreter der Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Lehrerverbände, Gremien der Be-
rufsschulen und Vertreter des Bildungsministeriums angehörten, seine Arbeit
aufgenommen. Der Ausschuss legte zwei Berichte vor, die beide Vorschlä-
ge für strukturelle und inhaltliche Änderungen der Berufsbildungsgänge ent-
hielten. Diese Berichte wurden vom politischen System als allgemeine Emp-
fehlungen für die neue Gesetzesvorlage gewertet (Undervisningsministeriet,
2002b, 2003c, 2003e). Das folgende Zitat, das dem ersten Bericht entnom-
men ist, vermittelt eine Vorstellung von der neuen Denkweise in Abkehr vom
herkömmlichen dänischen alternierenden Prinzip: 

„Heute führen Berufsbildungsgänge nach ihrem erfolgreichen Abschluss
zu einer einzigen Stufe: Facharbeiter. Die Erfahrung in anderen Ländern je-
doch (Niederlande) zeigt, dass Berufsbildungsgänge auch so aufgebaut wer-
den können, dass sie Abschlüsse auf mehreren Stufen umfassen, die alle für
sich genommen Kompetenzen für den Arbeitsmarkt vermitteln. Sie alle füh-
ren zu Beschäftigung” [eigene Übersetzung] (Undervisningsministeriet,
2002b).

Bevor der Ausschuss seine Arbeit aufgenommen hat, haben drei große
Arbeitgeberorganisationen, die dänische Handels- und Dienstleistungsorga-
nisation, der Dachverband der dänischen Industrie und der Arbeitgeberver-
band Handel, Transport und Dienstleistungen, ein gemeinsames Papier er-
stellt, das im gleichen Monat, in dem auch der Ausschuss für die Moderni-
sierung des Systems der beruflichen Bildung seine Arbeit aufnahm, vorge-
legt wurde. 

In diesem Papier haben die drei Organisationen wiederholt auf die Not-
wendigkeit verwiesen, ein Berufsbildungssystem einzurichten, das sich auf
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die betriebliche Komponente der Lehrlingsausbildung konzentriert und dem
rapiden Wandel, dem Unternehmen unterliegen, große Aufmerksamkeit wid-
met. Den drei Organisationen zufolge würde dieses Ziel am besten durch die
Einrichtung eines modular aufgebauten Systems der beruflichen Bildung er-
reicht, bei dem das Konzept des Theorieunterrichts, der mit der betrieblichen
Ausbildung alterniert, unter neuen Rahmenbedingungen zur Anwendung ge-
langt. 

Bezüglich des künftigen Inhalts der Programme hielten es die drei Orga-
nisationen für angemessen, die den Berufsausschüssen übertragenen Auf-
gaben, für ein besseres Angebot an Lehrstellen zu sorgen, zu beenden, da
die Organisationen der Auffassung waren, dass künftig im Prinzip der/die Aus-
zubildende alleine für die Gestaltung seines bzw. ihres eigenen Programms
verantwortlich sein sollte. 

Der Inhalt des Arbeitgeberpapiers wurde weitgehend in den Berichten des
Ausschusses aufgegriffen; dies zeigt, dass es in vielerlei Hinsicht die Arbeitgeber
waren, die bei der Überarbeitung des Systems der beruflichen Bildung im We-
sentlichen die neue Richtung vorgaben.

Von der Gesetzesvorlage zum Gesetz
Im Sommer 2003 wurde aus der Gesetzesvorlage ein Gesetz, mit dem das
neue Modell für Berufsbildungsgänge eingeführt wurde. Aufgrund der mit dem
neuen Gesetz eingeführten Änderungen hatten Auszubildende allgemein ge-
sprochen fortan die Möglichkeit, ihre Ausbildung schneller als vorgeschrie-
ben abzuschließen, und die Ausbildungsgänge selbst konnten von kürzerer
Dauer sein, auf individuelle Bedürfnisse zugeschnitten werden und sich aus
Teilen aus einem oder mehreren Programmen zusammensetzen (technische
und kaufmännische Berufsbildungsgänge können kombiniert werden) (Un-
dervisningsministeriet, 2003f, 2003g). Die Änderungen lassen sich in groben
Zügen folgendermaßen beschreiben: 

„altes“ Modell „neues“ Modell 

Grund
ausbildung Grund

ausbildung

Durch-

gehender

Schul-

unterricht

2/2

Haupt

ausbildung
Haupt

ausbildung Haupt

ausbildung

Haupt

ausbildung

1/3 0/4 SPT

SPT = berufspraktische Ausbildung an der Schule 

Grund
ausbildung

JOURNAL DE 44:JOURNAL_DE  8/12/08  11:42 AM  Page 111



Beim „alten“ Modell dauerten Ausbildungsgänge rund dreieinhalb bis vier
Jahre. Dazu gehörte auch die Grundausbildung, die im Durchschnitt 20 Wo-
chen (10 bis 60 Wochen) für technische Berufe sowie ein oder zwei Jahre für
kaufmännische und Büroberufe (Modelle 2/2 und 1/3) dauerte. Rund die Hälf-
te bis zwei Drittel der gesamten Ausbildungszeit waren der betrieblichen Aus-
bildung gewidmet. 

Der schulische Ausbildungsteil beruhte auf einem Lehrplan, der vier Be-
standteile umfasste: Grundfächer, berufsbezogene Fächer, Spezialfächer und
fakultative Fächer. Sobald die Auszubildenden einen Ausbildungsplatz gefunden
hatten, wurde zwischen ihnen und dem Unternehmen ein Ausbildungsvertrag
geschlossen. Dieser Vertrag erstreckte sich auf die gesamte Ausbildung – die
Ausbildungsblöcke am Arbeitsplatz, die schulische Ausbildung und die Ab-
schlussprüfungen. Neben diesen Modellen gab es ein alternatives Modell 0/4
(eigentlich das älteste Modell). Bei diesem Modell fanden die Auszubilden-
den von Anfang an einen Ausbildungsplatz und konnten mit ihrer betrieblichen
Ausbildung beginnen, ohne die berufliche Grundausbildung an der Schule zu
absolvieren. 

Für Auszubildende, die nach maximal zwei Jahren noch immer keinen Aus-
bildungsplatz finden konnten, boten Berufsschulen eine berufspraktische Aus-
bildung an der Schule an.

Bei dem vorstehenden Modell handelt es sich um eine vereinfachte Dar-
stellung, die jedoch die Änderungen insgesamt deutlich macht. Aufgrund der
geänderten Rechtsgrundlage der Programme der beruflichen Bildung wur-
de es möglich, flexible Programme sowohl im Hinblick auf die Dauer als auch
auf den Inhalt zu konzipieren. Das Stichwort im Zusammenhang mit dieser
erhöhten Flexibilität lautet „Kompetenzbewertung“, was bedeutet, dass die
Berufsschule bei der Aufnahme eines Programms der beruflichen Bildung
die Qualifikationen und Kompetenzen eines jeden Auszubildenden für eine
mögliche Anrechnung von Studienleistungen bewertet; dabei handelt es sich
um Qualifikationen und Kompetenzen, die sowohl im Rahmen der voran-
gegangenen schulischen Ausbildung als auch im Rahmen von früheren Be-
schäftigungsverhältnissen erworben wurden. Außerdem gab es keine be-
sonderen Anforderungen mehr, etwa an die Gewichtung der Grund-, be-
rufsfachlichen, Spezial- oder fakultativen Ausbildungsgänge. Den Durch-
führungsverordnungen für einige der neuen Programme zufolge besteht der
Sinn und Zweck nicht darin, dass die Auszubildenden alle dieselben Quali-
fikationen erwerben, sondern vielmehr, dass sie Kompetenzen gemäß ihrem
individuellen Ausbildungsplan und dem Ziel des Programms erwerben. In den
Durchführungsverordnungen wird darauf hingewiesen, dass es bei den Pro-
grammen auch darum geht, für jeden Auszubildenden ein individuelles Tä-
tigkeitsprofil zu erstellen, um seine Chancen, einen Arbeitsplatz zu finden,
zu verbessern. 
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Die Absicht, die sich hinter den Änderungen verbirgt, die sich im politischen
Jargon „Modernisierung des alternierenden Prinzips und neue Initiativen zur
Ersetzung des berufspraktischen Ausbildung an der Schule“ nannten, bestand
darin, das Problem des Lehrstellenmangels an der Wurzel zu packen.

Die nachstehende Abbildung zeigt das derzeitige dänische System der be-
ruflichen Bildung als Teil des gesamten Bildungssystems.

Der Grundgedanke dahinter bestand kurz gesagt in der Absicht, darauf hin-
zuwirken, dass mehr Auszubildende ein Programm der beruflichen Bildung
im Rahmen eines normalen Lehrvertrags absolvieren konnten, und dafür zu
sorgen, dass weniger Auszubildende eine berufspraktische Ausbildung an der
Schule absolvieren mussten. Dies sollte unter anderem über die neuen kür-
zeren Programme geschehen, über eine Entschädigung der Schulen für je-
den neuen Lehrvertrag, der unter Dach und Fach gebracht werden konnte,
über eine Verschärfung der Regelungen über die berufliche und geografische
Mobilität der Auszubildenden, über die Kürzung der finanziellen Unterstützung
für Auszubildende in der berufspraktischen Ausbildung an der Schule, über
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Hinweis: Die Zahl macht lediglich die Stufen, aber nicht den Umfang der Aktivitäten deutlich. In den weiß unterlegten Feldern sind die mit der Reform der 

beruflichen Bildung eingeführten Änderungen dargestellt.

(1) Offener Unterricht außerhalb des Systems der Grundbildung.  (2) Eingeführt 2001 im Rahmen der Reform der Erwachsenenbildung (die dänische 

Abkürzung für Erwachsenenfortbildung lautet VVU).  (3) Die Stufe lässt sich nicht genau angeben.  (4) Nur für dieses Bildungsprogramm ist das 

Arbeitsministerium zuständig, während die übrigen Stufen der Bildungsprogramme in den Zuständigkeitsbereich des Bildungsministeriums fallen.  (5) 

Bildung für Ausländer. Die dänische Abkürzung für die allgemeine Erwachsenenbildung lautet AVU, diejenige für die vorbereitende Erwachsenenbildung 

FVU.  

Quelle: Lassen et al., 2006.
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mehr Transparenz und Flexibilität auf dem Lehrstellenmarkt und über eine Be-
grenzung der Zahl der Ausbildungsplätze an Schulen in ausgewählten Fach-
bereichen mit dem Ziel, die Gesamtzahl der neu Auszubildenden von rund
7000 pro Jahr (2004) auf maximal 1200 pro Jahr 2005 zu verringern (Un-
dervisningsministeriet, 2003a).

Darüber hinaus wurden zur Erreichung der Ziele von Phase II dem Bil-
dungsminister mehr Befugnisse eingeräumt, um Ad-hoc-Ausschüsse einzu-
setzen. Solche Ausschüsse können eingesetzt werden, um Aufgaben und Funk-
tionen zu übernehmen, die normalerweise von den nationalen Berufsaus-
schüssen wahrgenommen werden, um neue Programme einzuführen für den
Fall, dass der Minister der Auffassung ist, dass die betreffenden Organisa-
tionen oder Berufsausschüsse nicht genügend Eigeninitiative in dem jewei-
ligen Bereich zeigen. Der Minister wurde auf diese Weise ermächtigt zu ver-
fügen, dass ein Ad-hoc-Ausschuss Programme in bestimmten Beschäfti-
gungsbereichen bzw. Sparten ausarbeitete (dieses politisch-strategische Ins-
trument wurde 2004 eingesetzt, um 29 neue Kurzprogramme vorzustellen,
die alle ab 1. Januar 2005 startbereit waren. Diese Programme dauern ein-
einhalb bis zwei Jahre, einige werden ausschließlich an Schulen angeboten,
andere wiederum umfassen auch eine kurze Lehrzeit im Betrieb (3)). 

Ab dem 1. Januar 2004 übernahm der Staat vom Rückerstattungssystem
für Arbeitgeber (AER) die Kosten der Finanzierung der berufspraktischen Aus-
bildung an der Schule. Heute zahlen Arbeitgeber Beiträge zur VEU-Beihil-
fe, die für die Teilnahme erwachsener Lernender an der beruflichen Aus- und
Weiterbildung bestimmt ist. Mit anderen Worten, die Unternehmen übernehmen
mehr Verantwortung für die Fort- und Weiterbildung.

Die Art und Weise, wie sich das dänische System der beruflichen Bildung
seit der Verleihung des Bertelsmann-Preises weiterentwickelt hat, lässt sich
zusammenfassend als eine Entwicklung beschreiben, die stark von Anrei-
zen für mehr Flexibilität und Individualisierung geprägt ist. Lehrlinge bzw. Aus-
zubildende sollen ihr eigenes, auf ihre persönlichen Bedürfnisse zuge-
schnittenes Programm der beruflichen Bildung selbst gestalten, und Be-
rufsschulen, Unternehmen und Auszubildende werden angehalten, neue, kür-
zere (oder längere) Berufsbildungsprogramme einzurichten. Diese Entwicklung
hat sowohl Besorgnis als auch Proteste bei vielen Protagonisten in diesem
Bereich ausgelöst.

Europäische Zeitschrift für Berufsbildung
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(3)  Beispiele für neue, kurze Programme der beruflichen Bildung: Elektroanlageninstallateur
(Kurzprogramm im Zuständigkeitsbereich des Ausschusses für den Elektroinstallateurbe-
ruf), Bauschlosser (Kurzprogramm im Zuständigkeitsbereich des Ausschusss der Zimmer-
leute), Bürofachfrau/-mann für Gesundheitsfragen (Kurzprogramm im Rahmen des Pro-
gramms für Arzthelferinnen), Büroangestellte(r) (Kurzprogramm im Rahmen des Programms
für Verwaltungsassistenten).
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Besorgnis über die aktuellen Entwicklungen des Systems der
beruflichen Bildung
Rund 40 % einer Kohorte Jugendlicher beginnen alljährlich ein Programm der
beruflichen Bildung. Die Gesetzesvorlage des Jahres 2002 stellte einen Ver-
such dar, den Problemkomplex, der auf dem Berufsbildungssystem lastete,
abzubauen, aber auch, die politische Absicht zu äußern, Anreize für neues
Wachstum und neue Dynamik in der Gesellschaft zu schaffen. In diesem Zu-
sammenhang muss das dänische System der allgemeinen und beruflichen
Bildung den hohen internationalen Standards und Qualitätsanforderungen ge-
wachsen sein, um mit dem Wettbewerb in einer globalisierten Welt mithalten
zu können. 

Zu diesen Änderungen im Bereich der beruflichen Bildung schrieb der Na-
tionale Ausschuss der Wirtschaftspolitischen Berater:

„Das Problem des Missverhältnisses zwischen den besonderen Berufswünschen
der jungen Menschen und der Zahl der vorhandenen Lehrstellen wird mit der Ver-
einbarung über die berufspraktische Ausbildung an der Schule abgebaut. Die Ver-
ringerung der Zahl dieser berufspraktischen Ausbildungsplätze kann allerdings un-
beabsichtigte negative Folgen mit sich bringen, beispielsweise, dass Jugendliche
die Berufsausbildung zugunsten einer allgemeinen Hochschulausbildung aufgeben
– oder aber sich dafür entscheiden, nach der Schule keinerlei Ausbildung mehr zu
absolvieren“ (Nationaler Ausschuss der Wirtschaftspolitischen Berater, 2003) (ei-
gene Übersetzung).

Ähnliche Bedenken wurden auf Seiten des dänischen Gewerkschaftsbundes
und der Gewerkschaft Holz und Bau geäußert. In einer Mitteilung des Bil-
dungsministeriums heißt es, dass nach einer Sitzung mit dem Nationalen Rat
für Berufliche Bildung und den Berufsausschüssen im September 2003 die
Berufsausschüsse generell davon ausgehen, dass auf dem Arbeitsmarkt kaum
Bedarf an kürzeren Programmen besteht und dass folglich nur wenige Aus-
schüsse diese Option überhaupt in Betracht ziehen.

Trotz dieser besorgten Kommentare und Proteste arbeiteten die vier po-
litischen Parteien, die hinter dieser Abmachung standen, ihre Pläne weiter aus,
und am 1. Januar 2005 wurden die Kurz- und Hochschulprogramme der be-
ruflichen Bildung Realität. 

Aus der politisch-analytischen Perspektive heraus bedeuten Phase I und
Phase II des mehrjährigen Kompromissabkommens einen Paradigmen-
wechsel bei der Steuerung der beruflichen Bildung und des traditionellen
dänischen alternierenden Prinzips, das den Programmen zugrunde lag. In
Bezug auf die Steuerung wurde die Position des Bildungsministeriums, das
fortan auch Ad-hoc-Ausschüsse einsetzen konnte, gegenüber den Sozial-
partnern gestärkt. Im Grunde ist es möglich, die beruflichen Bildungspro-
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gramme so zu ändern, dass Lehrstellen völlig ausgenommen und die Pro-
gramme im Wesentlichen an Schulen vermittelt werden. Dies wird allerdings
nicht als politisches Ziel präsentiert, da die Parteien, die hinter dem Kom-
promiss stehen, unterstreichen, dass sie das alternierende Prinzip beibe-
halten und stärken und die Sozialpartner in die Ausbildungsprogramme mit
einbeziehen wollen.

Bevor wir zur Erörterung der Frage kommen, welche Art von Problemen
diese Entwicklung des dänischen Systems der beruflichen Bildung auslösen
könnte, werden im nächsten Abschnitt die politischen Programme und Ziele
sowohl auf internationaler als auch auf nationaler Ebene beschrieben, um zu
versuchen, den Inhalt dieser Abhandlung mit der europäischen Debatte über
Beschäftigung und Ausbildung zu verknüpfen.

Bessere Ausbildung und bessere Arbeitsplätze 

Auf dem Gipfeltreffen in Lissabon im Jahr 2000 einigten sich die Staats- und
Regierungschefs der EU auf ein gemeinsames Ziel, welches lautete, Euro-
pa zum wettbewerbsfähigsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der
Welt zu machen, mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und einem größeren
sozialen Zusammenhalt. Der Europäische Rat hat außerdem unterstrichen,
dass zur Verwirklichung dieses Ziels neben der Forderung nach einer radi-
kalen Umwandlung der gesamten europäischen Wirtschaft auch ein ehrgei-
ziges Programm zur Modernisierung der Sozialschutz- und Bildungssysteme
erforderlich ist (Europäischer Rat, Lissabon, März 2000).

Auf einer Ministertagung, die im Herbst 2002 im Rahmen des dänischen
Ratsvorsitzes stattfand, unterzeichneten 30 europäische Bildungsminister die
Erklärung von Kopenhagen „Über eine verstärkte europäische Zusammen-
arbeit bei der beruflichen Bildung“. Die Erklärung von Kopenhagen sowie an-
dere Erklärungen im Rahmen von politischen Programmen zu der Frage, wie
die festgelegten Ziele erreicht werden können, unterstreicht das Leitbild, ei-
nen besseren Zugang für alle zum lebenslangen Lernen und zum Erwerb der
erforderlichen Kompetenzen zu schaffen.

Die Begriffe „Kompetenzen“ und „lebenslanges Lernen“ wurden in
mehreren Berichten der EU und der OECD definiert. Ein gemeinsames Merk-
mal dieser Definitionen lautet, dass Kompetenz eine weiter gefasste Be-
deutung hat als Wissen und dass Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkei-
ten kontextgebunden sind und daher auch nicht ein für alle Mal festgelegt
werden können. 

Allgemein wird in den politischen Dokumenten den Begriffen „Kompetenzen“
und „lebenslanges Lernen“ große Bedeutung beigemessen, es wird jedoch
hervorgehoben, dass diese neben ihren beschäftigungsbezogenen Aspek-
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ten auch Aspekte wie aktive Bürgerschaft, persönliche Zufriedenheit und so-
ziale Eingliederung umfassen.

Die Beschäftigung der OECD und der EU mit „lebenslangem Lernen“ und
„Kompetenzen“ zusammen mit den Erklärungen von Lissabon und Kopenhagen
deuten darauf hin, dass Bildung im Allgemeinen und berufliche Bildung im Be-
sonderen im 20. Jahrhundert und mehr noch im 21. Jahrhundert gesellschaftlich
eine Schlüsselrolle spielen. 

In der politischen Debatte heißt es oft, dass es äußerst wichtig sei, dass
die Arbeitskräfte, die Beschäftigten, in die Lage versetzt werden müssen, mehr
Verantwortung zu übernehmen, kreativ, bereit und in der Lage zu sein, ihr
Wissen in funktionsübergreifenden Teams einzubringen, und dass sie dar-
auf vorbereitet werden müssen, ihr Wissen und ihre Kompetenzen ihr gan-
zes Leben lang auf den neuesten Stand zu bringen. 

Vor dem Hintergrund der politischen Erklärungen und Ziele auf internationaler
wie nationaler Ebene wird im nächsten Abschnitt die Frage aufgeworfen und
diskutiert, ob die Entwicklung des Systems der beruflichen Bildung in Däne-
mark bis zu einem gewissen Grad zur Erreichung dieser politischen Programme
und Ziele als ein Rückschritt gesehen werden kann. 

Zwei unterschiedliche Märkte für die Nachfrage nach 
und das Angebot an Auszubildenden

Mitte des 19. Jahrhunderts wurden mit dem Gesetz über die Handelsfreiheit
in Dänemark die Grundlagen der soziologischen und politischen Mechanis-
men der Regulierung der Lehrlingsausbildung untergraben. Dies hatte un-
mittelbare Auswirkungen auf die Quantität und Qualität der Facharbeiter. Der
sich daraus ergebende politische Kampf mit dem Ziel, unter anderem die Inter-
essen der Lehrlinge als Arbeitnehmer zu schützen, führte dazu, dass eine zu-
sammenfassende Darstellung des dänischen Steuerungsmodells im Bereich
der beruflichen Bildung erstellt wurde. Facharbeitergewerkschaften und ihre
Counterparts auf der Arbeitgeberseite auf nationaler Ebene formulierten ge-
meinsam ihre Anforderungen an die fachlichen und beruflichen Qualifikatio-
nen, die der Staat den Auszubildenden zu vermitteln hatte. Diesen Forderungen
hat der Staat weitgehend zugestimmt. 

Allgemein hatte sich aufgrund des Drucks, der von den Arbeitsmarktpar-
teien ausgeübt worden war, die Rolle der Schulen und des Staates zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts erweitert. Es überrascht nicht, dass der Staat sich
selbstverständlich dazu entschlossen hat, den Forderungen der Organisationen
nachzugeben. Der Grund ist, dass der Markt der beruflichen Bildung in Wirk-
lichkeit nicht ein einziger Markt ist in dem Sinne, dass das Angebot an Lehr-
stellen genau der Nachfrage der Unternehmen nach Facharbeitern entspricht.

JOURNAL DE 44:JOURNAL_DE  8/12/08  11:42 AM  Page 117



Es ist vielmehr so, dass zwei Märkte nebeneinander existieren und das An-
gebot einer bestimmten Zahl von Lehrstellen nicht mit der tatsächlichen Nach-
frage der Unternehmen nach Facharbeitern übereinstimmt. 

Diese Logik der zwei Märkte beruht darauf, dass viele häufig große Unter-
nehmen, die in der Tat einen enormen Bedarf an Fähigkeiten, Fertigkeiten
und Qualifikationen haben, nicht in der Lage sind, die Facharbeiter selbst aus-
zubilden und zu schulen, unter anderem aufgrund des hohen Spezialisie-
rungsgrades, der Technologie, des raschen Wandels, der hohen Fluktuation
bei den Beschäftigten usw. Aufgrund der internen oder externen Bedingun-
gen ist es unmöglich oder zumindest schwierig, den Anforderungen an die
Ausbildung zu entsprechen – diese Unternehmen können als Unternehmen
beschrieben werden, die Lehrlinge einstellen. Umgekehrt sind einige häufig
kleinere Betriebe, etwa Handwerksbetriebe, möglicherweise durchaus in der
Lage, den Anforderungen der Bestimmungen und Regelungen im Bereich der
beruflichen Bildung zu entsprechen, und die Ausbildung von Lehrlingen bringt
ihnen auch eine Reihe finanzieller Vorteile, doch entweder haben sie keinen
Bedarf, oder sie verfügen nicht über die finanziellen Mittel, um diese Lehrlinge
nach Abschluss ihrer Ausbildung zu übernehmen. Diese Betriebe können als
Betriebe bezeichnet werden, die Lehrlinge hervorbringen. Mit anderen Wor-
ten, manche Unternehmen verfügen zwar über die erforderlichen Mittel und
Möglichkeiten, um die Qualifikationen hervorzubringen, die andere wiederum
nicht haben, doch verfügen diese über die entsprechenden Mittel und Mög-
lichkeiten und haben auch Bedarf an der Einstellung qualifizierter Arbeitskräfte. 

So sehen also im Wesentlichen die beiden Märkte aus: 1) der erste Markt
bezieht sich auf die Nachfrage Jugendlicher nach Lehrstellen und auf das An-
gebot der Unternehmen an Lehrstellen; 2) der zweite Markt bezieht sich auf
das Angebot an frisch ausgebildeten Facharbeitern einerseits und die Nach-
frage nach qualifiziertem Personal andererseits (für weitere Erläuterungen zu
dieser Logik der zwei Märkte siehe Sørensen et al., 1984; Lassen und Sø-
rensen, 2004).

Insgesamt lässt sich daraus ein Muster erkennen: die meisten Lehrlinge
werden in kleinen und mittelständischen Unternehmen ausgebildet, die jedoch
nur einen relativ geringen Anteil an der Beschäftigung ausmachen, während
die großen Unternehmen, in denen ein Großteil der Arbeitnehmer beschäf-
tigt ist, nur eine kleine Zahl von Lehrlingen ausbilden (Bildungsministerium,
2000). Das Verhältnis zwischen denjenigen, die Lehrlinge hervorbringen, und
denen, die sie einstellen, fällt je nach Wirtschaftszweig und Beruf unterschiedlich
aus, doch generell findet sich dieses Muster bis zu einem gewissen Grad in
allen Kategorien.
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Unternehmen, die Facharbeiter einstellen, und Unternehmen, 
die Fachkräfte hervorbringen
Diese Unterteilung der Unternehmen in solche, die Facharbeiter einstellen,
und solche, die Facharbeiter hervorbringen, ist wichtig angesichts der Tatsache,
dass die berufliche Bildung zunehmend auf die Ausbildung an der Schule an-
gewiesen ist. Dabei sollte man berücksichtigen, dass historisch gesehen, als
für die betriebliche Ausbildung nachdrücklich umfassende berufliche und pä-
dagogische Ziele gefordert wurden, dies oft dazu geführt hat, dass die Zahl
der Betriebe sank, die bereit und in der Lage waren, Lehrstellen anzubieten.
In der Praxis hatte dies gewöhnlich zur Folge, dass steigende oder veränderte
Anforderungen an die Qualifizierung auf die Berufsschulen verlagert wurden.
Auf diese Weise war es möglich, den Qualifizierungsgrad anzuheben, ohne
die Schraube bei den Anforderungen gegenüber den Unternehmen allzu sehr
anzuziehen und einen Rückgang der Zahl der Lehrstellen in Kauf nehmen zu
müssen. Da die Unternehmen Schwierigkeiten hatten, den Vorschriften und
Regelungen in Bezug auf die Breite und Tiefe der Qualifikationen der Aus-
bildungsprogramme zu entsprechen, haben im Lauf der Jahre die Berufsschulen
zunehmend die Verantwortung für eine solche qualifizierte Ausbildung über-
nommen.

Angesichts der neuen Initiativen zur Einführung von kürzeren Ausbil-
dungsprogrammen und einer erheblichen Verkürzung der berufspraktischen
Ausbildung an der Schule zusammen mit der Einführung einer echten Kom-
petenzbewertung, individueller Ausbildungspläne und individueller Tätig-
keitsprofile könnte man durchaus meinen, dass die Vorstellung von einem ein-
zigen Markt doch offenbar in den Köpfen vorherrscht. Dies könnte als ein eher
nachfragegesteuertes System bezeichnet werden. Im Hinblick auf die Ent-
wicklung der Qualifikationen von Facharbeitern geben die Perspektiven, die
sich dabei abzeichnen, allerdings Anlass zur Sorge. 

Wenn die neuen Kurz- und Hochschulprogramme für viele Unternehmen,
die Lehrlinge ausbilden, attraktiver werden, könnte dies vor allem dazu füh-
ren, dass sich das Qualifikationsspektrum verengt, was die Möglichkeiten der
Mobilität der Jugendlichen, bei einem anderen Betrieb in ihrem Gewerbe ei-
nen Arbeitsplatz zu finden, nicht unbedingt verbessert. Die Dauer der Aus-
bildung ist sehr wichtig, um Zugang zu bestimmten Arbeitsplätzen und damit
auch zu dem entsprechenden Gehaltsniveau zu bekommen. Unter dem Man-
gel an Arbeitsplätzen leiden meist diejenigen, die nur eine gewisse Min-
destausbildung absolviert haben, und entscheidend für die individuellen Ein-
kommenschancen ist die Stellung jedes Einzelnen auf dem Arbeitsmarkt (Han-
sen, 2003; Andersen und Sommer, 2003).

Zweitens ist dies auch für Unternehmen, die einstellen, problematisch, denn
sie brauchen Facharbeiter mit breiten, zeitgemäßen Qualifikationen. Die Ver-
breitung der echten Kompetenzbewertung und der individuellen Tätigkeits-
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profile ist noch keine Garantie dafür, dass die Arbeitskräfte Kompetenzen er-
werben, die sowohl ihre Fähigkeiten zu arbeiten als auch die Bereitschaft zu
arbeiten umfassen, was ein zentraler Punkt in den Definitionen der EU und
der OECD des Begriffs „Kompetenzen“ ist. Obwohl Unternehmen fast dieselben
Technologien bzw. Fertigungseinrichtungen haben, sind die Tätigkeitsprofi-
le und die Arbeitsorganisation häufig völlig verschieden, ebenso wie die Qua-
lifikationsanforderungen. In diesem Zusammenhang wird häufig die Elastizi-
tätshypothese angeführt, d.h., ein und dieselbe Technologie lässt sich mit ver-
schiedenen Formen der Arbeitsorganisation und damit auch mit unter-
schiedlichen Anforderungen an die Qualifikation vereinbaren. Bei einer sol-
chen Sichtweise ist es wichtig zu verstehen, dass sich die Ausbildung sowohl
auf die Breite als auch die Tiefe eines Berufs erstrecken muss (Sørensen, 1988;
Jørgensen et al., 2004).

Schlussfolgerung – Änderungen zum Besseren 
oder zum Schlechteren?

Die Tatsache, dass sich das Augenmerk in den letzten Jahren im Zu-
sammenhang mit der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik zunehmend auf
die allgemeine und berufliche Bildung gerichtet hat, kann nicht nur dem Typ
der sich neu abzeichnenden Wirtschaft und den damit einhergehenden For-
derungen nach einer Umwandlung der Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte
zugeschrieben werden – Themen, wie sie in der aktuellen Debatte „angesagt“
sind. Ein Problem, das sich speziell im dänischen Kontext stellt, betrifft auch
die Tatsache, dass mehr als ein Drittel der Arbeitskräfte keinerlei berufliche
oder andere Qualifikationen besitzt und rund ein Fünftel der Kohorte der Schul-
abbrecher es noch immer nicht schafft, einen formellen Abschluss welcher
Art auch immer zu erwerben. Ein weiteres Problem besteht darin, dass vie-
le Jugendliche, die eine Berufs- oder eine andere Ausbildung beginnen, die-
se Ausbildung abbrechen und ohne Bildungsabschluss aus dem System aus-
steigen (Ausschuss der Wirtschaftsberater, 2003). 

Allgemein wird in den politischen Dokumenten der EU und der OECD den
Begriffen „Kompetenzen“ und „lebenslanges Lernen“ große Bedeutung bei-
gemessen, es wird jedoch hervorgehoben, dass diese sich neben ihren be-
schäftigungsbezogenen Aspekten auch auf Aspekte wie bürgerschaftliches
Engagement, persönliche Zufriedenheit und soziale Eingliederung erstrecken.
Sieht man sich Dokumente wie z. B. die Lissabon-Strategie und die Erklärung
von Kopenhagen etwas genauer an, werden darüber hinaus auch Ziele wie
beispielsweise die Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen und ei-
nes größeren sozialen Zusammenhalts für einen besseren Zugang aller zum
lebenslangen Lernen hervorgehoben. 
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Angesichts der neuen Initiativen zur Einführung von kürzeren und Stufen-
Programmen und einer echten Kompetenzbewertung, individueller Ausbil-
dungspläne und individueller Tätigkeitsprofile könnte man vorbringen, dass die
Veränderungen im dänischen System der beruflichen Bildung auf jeden Fall
positiv sind, weil mehr Auszubildende die Chance bekommen, einen Berufs-
abschluss zu erwerben. Das System ist heute nach dem Muster des lebens-
langen Lernens aufgebaut. So gesehen können die Ziele der sozialen Ein-
gliederung und des Zugangs aller zum lebenslangen Lernen erreicht werden. 

In Dänemark war das System der berufspraktischen Ausbildung an der
Schule eine Gewähr dafür, dass ein Jugendlicher einen Berufsabschluss er-
werben konnte. Gleichzeitig konnte es auch als Instrument genutzt werden,
um die Dauer des praktischen Ausbildungsteils der Programme je nach Be-
darf der einzelnen Gewerke anzupassen. Anstatt die berufspraktische Aus-
bildung an der Schule (SPT) auszubauen, wurde auf politischer Ebene be-
schlossen, neue Programme der beruflichen Bildung von kürzerer Dauer ein-
zuführen. Diesen neuen Programmen mag es vielleicht gelingen, die Zahl der
Jugendlichen, die einen Berufsabschluss erwerben, zu erhöhen, doch wenn
der Preis dafür eine so geringe Qualität der Programme ist, dass erst gar nicht
erwartet werden kann, dass die Fähigkeit der Auszubildenden zum eigen-
ständigen Handeln, Denken und zur interaktiven Nutzung der Werkzeuge oder
auch zur Arbeit in Teams oder sozialen Gruppen dabei gefördert wird, dann
ist das Ergebnis möglicherweise eine verschärfte Polarisierung und Elitedenken.
In diesem Fall erscheinen die politischen Ziele der Förderung der sozialen Ein-
gliederung und des sozialen Zusammenhalts höchst fragwürdig (Hansen, 2003;
Lassen und Sørensen, 2004). Außerdem könnte diese Sichtweise dem Ziel
von Lissabon zufolge kurzfristig zwar mehr Arbeitsplätze hervorbringen, doch
zugleich Fragen nach der Art dieser Arbeitsplätze aufwerfen. Mit anderen Wor-
ten, führt dies wirklich zu besseren Arbeitsplätzen, und wird es den zukünf-
tigen Anforderungen und der veränderten Arbeitsplatzstruktur gerecht?

Bezüglich der Chancen, einen Arbeitsplatz zu finden, könnte vorgebracht
werden, dass es von maßgeblicher Bedeutung ist, dass die Arbeitsuchenden
die fachlichen und beruflichen Qualifikationen in der angemessenen Breite
erworben haben, um auf einem bestimmten Teilarbeitsmarkt Fuß zu fassen. 

Diejenigen, die über breit gefächerte berufliche Kompetenzen verfügen,
entwickeln häufig eine berufliche Identität, also ein Bild von sich selbst als
Profi, der alle Qualifikationen besitzt, die für die Ausübung seines Berufs er-
forderlich sind. Solche Menschen werden sich kaum mit einer Weiterbildung
begnügen, die ganz eng auf den aktuellen Bedarf einer einzelnen Firma zu-
geschnitten ist. Hier kann vorgebracht werden, dass das alternierende Prin-
zip mit seiner Kombination aus Berufsschulunterricht und praktischer Ausbildung
am Arbeitsplatz dazu beiträgt, dass Jugendliche eine berufliche Identität ent-
wickeln, die auf einem Verständnis für Breite und Tiefe des Berufs aufbaut
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(Rasmussen, 1990; Juul, 2004; Smistrup, 2004; Lassen und Sørensen, 2004).
Ohne eine solche berufliche Identität und das Verständnis der berufsbe-

zogenen Qualifikationen kann eine Grundlage geschaffen werden, um die Not-
wendigkeit von Weiterbildung als eine Notwendigkeit auszulegen, den be-
sonderen Interessen einer Einzelperson oder einer einzelnen Firma zu die-
nen, wobei allerdings die gesellschaftliche Deutung der Notwendigkeit von Fort-
und Weiterbildungsmaßnahmen vollkommen ausgeblendet wird. Die Art und
Weise, wie sich die berufliche Bildung derzeit entwickelt, und die Anforderungen
an Breite und Tiefe der Ausbildungsprogramme hängen im Prinzip davon ab,
für welche Module sich die Jugendlichen und ihre Arbeitgeber bzw. die Be-
rufsschulen letztendlich entscheiden. Die Entwicklung von Kompetenzen kann
sich zu einer hochgradig differenzierten Angelegenheit entwickeln und nicht
unbedingt zu etwas, das zu einer tief verwurzelten beruflichen Identität führt
(Jørgensen, 2001). 

Eine berufliche Identität setzt voraus, dass man die Chance bekommt, Ar-
beitsplätze auf einem offenen Arbeitsmarkt auszusuchen, und die Fähigkeit
und das Selbstbewusstsein besitzt, an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen
teilnehmen zu wollen und zu können. Wenn sich keine solche tief verwurzelte
berufliche Identität herausbilden kann, dann wirkt dies möglicherweise den
politischen Zielen eines besseren Zugangs zum lebenslangen Lernen entgegen.

Darüber hinaus zeigen die neuen Möglichkeiten des Aufbaus der beruf-
lichen Bildungsprogramme die Perspektive auf, dass die berufliche Bildung
in Dänemark zukünftig in der Praxis darauf beschränkt wird, flexible und so
genannte kompetente Arbeitskräfte hervorzubringen, was auf Kosten der de-
mokratischer geprägten Ziele der allgemeinen und bürgerrechtlichen Kom-
petenzen geht, denen damit ein niedrigerer Stellenwert zugewiesen wird. Aus
diesem Grunde ist es möglicherweise schwierig, die politischen Ziele zu er-
reichen, wonach jeder die Chance bekommen soll, mehrere persönliche Kom-
petenzen, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu erwerben, und auch, das Anliegen
zu realisieren, Werte wie das Recht der freien Meinungsäußerung, Gleich-
stellung, Toleranz und Demokratie hochzuhalten (Sørensen und Lassen, 2004;
Andersen und Sommer, 2003).

Das dänische System der Lehrlingsausbildung ist Teil des Systems der
beruflichen Erstausbildung. Es handelt sich dabei um eine berufliche Grund-
ausbildung, die nicht nur jeden Einzelnen dazu befähigen muss, sich im Be-
rufsleben zu behaupten, sondern auch, an der Gesellschaft, am alltäglichen
Leben und an Weiterbildungsmaßnahmen teilzunehmen. 

In diesem Artikel wurde versucht, die Dynamik der Entwicklung von Re-
formen des dänischen Systems der beruflichen Bildung zu erläutern, indem
die Ergebnisse dieser Reformen erörtert wurden. Die zentrale Frage dabei
lautet, ob die Entwicklungen des Systems den Anforderungen des zukünfti-
gen Arbeitsmarktes im Allgemeinen gerecht werden und den Auszubildenden
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die Fähigkeiten vermitteln können, die entscheidend sind, um einen Berufs-
abschluss zu erwerben, der sie im Streben nach einem besseren Leben und
einen höheren Stellenwert auf dem Arbeitsmarkt unterstützt? Was die Fra-
ge anbetrifft – Änderungen des Systems: zum Besseren oder zum Schlech-
teren? –, so hält die Verfasserin dieses Artikels diese Aussicht für äußerst be-
unruhigend.
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